
Beschlußempfehlung des Wirtschaftsausschusses 
Gesetz zur Umstrukturierung des staatlichen ambulanten 
Gesundheitswesens, Veterinärwesens, Apothekenwesens 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 144 a)

Das Wort erhält der Vertreter des Wirtschaftsausschusses, der 
Herr Abgeordnete Anys.

Anys, Berichterstatter des Wirtschaftsausschusses:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Der Wirt­
schaftsausschuß als federführender Ausschuß ist bei der Be­
handlung des Antrages der CDU/DA-Fraktion mit dem Titel „Ge­
setz zur Umstrukturierung des staatlichen ambulanten Gesund­
heitswesens, Veterinärwesens, Apothekenwesens“, verzeichnet 
in der Drucksache Nr. 144, zu dem Ergebnis gekommen, dem Ho­
hen Haus zu empfehlen, diesem Antrag nicht zu folgen.

Für diese Empfehlung sprechen, neben Vorbehalten des Wirt­
schaftsausschusses selbst, die vom Ausschuß für Verfassung 
und Verwaltungsreform festgestellten grundsätzlichen Mängel 
des vorliegenden Antrages und die Aussage des gleichen Aus­
schusses, daß - ich zitiere - „die Regelungen des Antrages keine 
neuen Gesetzesrahmen schaffen würden“, da sowohl im Kom­
munalisierungsgesetz als auch im Kommunalvermögensgesetz 
entsprechende gesetzliche Voraussetzungen gegeben sind.

— D e r  mitberatende Gesundheitsausschuß sah sich sogar veran­
laßt, eine völlig neue Gesetzesvorlage zu erarbeiten, die in der 
gestrigen Beratung im Wirtschaftsausschuß allerdings auch 
nicht auf Zustimmung stieß.

Aufgrund der vorgetragenen Mängel, Bedenken und der be­
reits vorhandenen Gesetze gibt daher der Wirtschaftsausschuß 
die Ihnen mit der Drucksache Nr. 144 a vorliegende Beschluß­
empfehlung:

„Die Volkskammer möge beschließen:
Dem Entwurf des Gesetzes zur Umstrukturierung des staat­
lichen ambulanten Gesundheitswesens, Veterinärwesens, 
Apothekenwesens, verzeichnet in der Drucksache 144, wird 
nicht zugestimmt.“

Gleichzeitig wird Ihnen vorgeschlagen, in einer gleichlauten­
den Empfehlung des Ausschusses für Verfassung und Verwal­
tungsreform:

„Das Hohe Haus möge beschließen,
daß die zuständigen Ministerien aufgefordert sind, unver­
züglich entsprechende Durchführungsverordnungen in der 
Sache zum Kommunalisierungsgesetz und zum Kommunal- 

__^ Vermögensgesetz zu erlassen, die auch dem berechtigten An­
liegen des Antrages der CDU/DA-Fraktion gerecht werden.“

Ich muß bei der hohen Sensibilisierung dieses Hohen Hauses 
für die Probleme der gewählten Kollegen in Stadt und Land wohl 
kaum besonders darauf hinweisen, daß hier dringender Hand­
lungsbedarf besteht. - Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Ich bedanke mich, Herr Abgeordneter. Ich sehe Wortmeldun­
gen. In der Reihenfolge fange ich mit ganz rechts an.

Dr. Axthelm (CDU/DA):

Herr Präsident, ich weiß, daß keine Aussprache vorgesehen 
ist. Erlauben Sie, daß ich trotzdem dazu etwas sage, als Vertreter 
des Gesundheitsausschusses unserer Fraktion?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Bitte. Sie haben das Wort. - Sie wollen eine Rückfrage?

(Horst Schulz, CDU/DA: Nur eine kurze Rückfrage.) 

Ja, darf ich erst die Frage zulassen?

Dr. Axthelm (CDU/DA):

Aber selbstverständlich.

Horst Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter! Ich bin zwar kein Germanist, aber mir 
schmerzen die Ohren, wenn ich dieses Wort Umstrukturierung 
höre. Vierzig Jahre hat man hier in diesem Lande die deutsche 
Sprache nicht gerade gepflegt, und ich würde bitten, man sollte 
doch vielleicht schreiben: Gesetz zur Strukturänderung oder 
Gesetz zur Änderung der Struktur.

(Gelächter)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Also, Herr Abgeordneter, ich muß leider sagen, daß Sie einen 
Änderungsantrag eingebracht haben. Es sollte eine Frage wer­
den. - So, bitte.

Abgeordneter von CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es liegt der offen­
sichtlich nicht so häufige Fall vor, daß zwei Ausschüsse dieses 
Hauses unterschiedlicher Meinung zu einem Thema sind. Die 
Federführung des Problems ist dem Wirtschaftsausschuß aus 
uns wohl bekannten Gründen übertragen worden, da es um 
Eigentumsfragen geht. Der Einbringer des Wirtschaftsaus­
schusses hat trotzdem soeben, mit uns übereinstimmend, kund 
getan, daß dringender Handlungsbedarf in diesem Bereich be­
steht.

Nun ist die Situation vergleichbar mit der Situation, wie wir sie 
beim Handelsgesetzentwurf hatten, daß eine Regelung be­
schlossen wird und trotzdem kein Mensch im Lande damit zu­
rechtkommt, daß fernschriftlich eine Handlungsanweisung ge­
stoppt worden ist. Um dieses zu verhindern, verstehe ich ja die 
Bedenken des Wirtschaftsausschusses und der Rechtsexperten 
in diesem Hause. Trotzdem meine ich: Es sind mit dem Kommu­
nalisierungsgesetz Rechtsvorschriften erlassen worden, die in 
ihrer Handhabbarkeit offensichtlich so schwierig sind, daß wir 
uns veranlaßt gesehen haben, eine Handlungsanweisung zu er­
stellen, nach der solche Umwandlungsvorgänge ganz klar zu re­
geln wären, auch wenn die Rechtsvorschriften dazu möglicher­
weise nun in doppelter Weise hier zum Ausdruck gebracht wer­
den.

Ich bitte Sie ganz dringend, der Beschlußempfehlung des 
Wirtschaftsausschusses nicht zu folgen und der Bitte des Ge­
sundheitsausschusses zu entsprechen und das vorgeschlagene 
Gesetz so anzunehmen.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. U l l m a n n  :

Ein Geschäftsordnungsantrag.

Frau Dr. Bittner (PDS):

Herr Präsident! Im Gesundheitsausschuß dieser Volkskam­
mer wurde meines Erachtens ein neues Gesetz verfaßt, und 
dieses Gesetz müßte dann neu eingebracht werden, denn so, 
wie die alte Beschlußvorlage ist, über die wir hier zu befinden 
haben, würde ich, obwohl ich selbst in der Poliklinik arbeite, 
dem Beschluß des Wirtschaftsausschusses folgen. Da müßte 
jetzt der Kollege diese neue Sache einbringen, und die müßten


